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Absolute Rechte   

Absolute Rechte sind solche Rechte, die sich gegen jeder​mann richten und von jedermann zu beachten sind.

Relative Rechte sind solche Rechte, die sich nur gegen einzelne Personen richten. Schuldrechtliche Rechte wirken nur zwischen bestimmten Personen, es sind relative Rechte.

Anscheinsvollmacht

Eine Anscheinsvollmacht liegt vor, wenn 

1.  eine wirksame Bevollmächtigung fehlt,

2.  der gutgläubige Gegner aber aus den äußeren Umständen des Vertreterhandels auf eine Bevoll
     mächtigung schließen darf und

3.  der Vertretene das Handeln des Vertreters hätte kennen und vehindern können.

Arglist, arglistige Täuschung  (§ 123 BGB)

Arglist liegt vor, wenn der Handelnde ins Blaue hinein unrichtige Behauptungen aufstellt, obgleich er mit der möglichen Unrichtigkeit seiner  Behauptungen rechnet.7

Auflösende Bedingung  (§ 158 BGB)
Bei der auflösenden Bedingung hängt das Forbestehen der Rechtswirkungen eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab. 
Aufschiebende Bedingung  (§ 158 BGB)
Bei der aufschiebenden Bedingung hängt der Eintritt der Rechtswirksamkeit eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab.

Auslegung von Willenserklärungen 
Die Willenserklärung ist auszulegen,

wie der Empfänger der empfangsbedürftigen Willenserklärung diese bei objektiver Würdigung aller Umstände und mit Rücksicht auf Treu und Glauben zu verstehen hatte.

Der Empfänger ist nach Treu und Glauben verpflichtet, unter Berücksichtigung aller ihm bekannten Umstände mit gehöriger Aufmerksamkeit zu prüfen, was der Erklärende gemeint hat.
  

Besitz  (§ 854 BGB)
Besitz ist die tatsächliche Herrschaft einer Person über eine Sache. 

Bestandteil einer Sache
Bestandteil ist jeder Teil einer natürlichen Sacheinheit, als auch der einer zusammengesetzten Sache, der durch Verbindung seine Selbständigkeit verloren hat  (z.B. Schraube einer Maschine, Fenster eines Hauses).

Maßgeblich für die Beurteilung ist die natürliche Verkehrsanschauung unter Zugrundelegung eines technisch-wirtschaftlichen Standpunktes.

Der Bestandteil wird grundsätzlich entsprechend dem Schicksal der Hauptsache behandelt. Er kann jedoch Gegenstand besonderer Rechte sein. So bleibt beispielsweise ein Eigentumsvorbehalt einer gelieferten Sache, die durch Verbindung B. einer anderen Hauptsache wird, grundsätzlich bestehen.

Deliktfähigkeit 
ist die Fähigkeit, sich durch eine sogenannte "unerlaubte Handlung"  im Sinne der  §§ 823 ff. BGB verant​wortlich zu machen.
Drohung

Drohung ist die Ankündigung eines künftigen Übels, auf dessen Eintritt oder Nichteintritt der Drohende einwirken zu können behauptet und das verwirklicht werden soll, wenn der Bedrohte nicht die vom Drohenden gewünschte Willenserklärung abgibt.
  

Eigenschaften einer Sache

Eigenschaften einer Sache sind alle tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse, die infolge ihrer Beschaffenheit auf Dauer für die Brauchbarkeit und den Wert der Sache von Einfluß sind.

Eigenschaften einer Person

Eigenschaften einer Person sind Merkmale, die ihr für eine gewisse Dauer anhaften oder sie charakterisieren.

Einreden

Einreden sind rechtshemmende Tatsachen.  

Einwendungen

Einwendungen sind rechtsvernichtende Tatsachen.

Fahrlässigkeit   (§ 276 Abs. 1 Satz 2 BGB).

Fahrlässig handelt,  wer  "die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt"  (§ 276 Abs. 1 Satz 2 BGB).
Vorsatz ist das Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolgs.

Firma  (§ 17 HGB)

Die Firma ist der Name des Kaufmanns, unter dem er seine Geschäfte betreibt und die Unter​schrift ab​gibt.
Geschäftsähnliche Handlung

Eine geschäftsähnliche Handlung ist eine Erklärung, insbesondere Mitteilung oder Aufforderung, die kraft Gesetzes eine bestimmte Rechtsfolg herbeiführt.

Geschäftsfähigkeit 

ist die Fähigkeit, nach eigenem Willen Rechts​verhältnisse zu gestalten, also durch ei​genen Willensentschluss Rechtswirkungen zu erzielen  (§§ 2, 104 ff. BGB).
Geschäftswille

Unter dem Geschäftswillen versteht man den Willen, der auf ein ganz bestimmtes Rechtsgeschäft gerichtet ist. 

Im Unterschied zum Erklärungsbewußtsein, dem Bewußtsein überhaupt eine rechtsge​schäftliche Erklärung abzugeben, ist der Geschäftswille die auf einen be​stimmten rechts​geschäftlichen Erfolg gerichtete Absicht.

Handlungsfähigkeit

Handlungsfähigkeit ist die Fähigkeit, Rechte und Pflichten von sich aus zu begrün​den, zu ändern oder aufzuheben. 
Kaufmännisches Bestätigungsschreiben

Voraussetzungen für ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben:
1. Die Parteien müssen Vollkaufleute sein oder wenigstens wie solche am Wirtschaftsle​ben teil-
     nehmen;

2.  Die Parteien müssen Vertragsverhandlungen geführt haben;

3.  Das Bestätigungsschreiben muß folgenden Inhalt aufweisen:

· Es muß ein Vertragsschluß bestätigt werden. Der Bestätigende muß nach dem Inhalt des Schreibens

        davon ausgehen, daß der Vertrag bereits abgeschlossen ist oder 

· zumin​dest den Abschluß in dem Bestätigungsschreiben behaupten.  

· Das Schreiben muß den wesentlichen Inhalt des Vereinbarten wiedergeben.

· Das Bestätigungsschreiben muß dem anderen Vertragspartner alsbald im engen zeitli​chen

        Zusammenhang mit den Verhandlungen zugegangen sein.
Notwehr  (§ 227 BGB) 

Notwehr ist nach § 227 Abs.2 BGB (wörtlich übereinstimmend mit der strafrechtli​chen Notwehrvorschrift des § 27 StGB) diejenige Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen ab​zuwenden.

Unter einem Angriff versteht man die von einem Menschen drohende Verletzung recht​lich geschützter Interessen.

Gegenwärtig ist der Angriff schon vor seinem Beginn, sofern er unmittelbar bevor​steht und solange er andauert. 
Rechtsfähigkeit 

Rechtsfähigkeit ist die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein.
Rechtsgeschäft

Das Rechtsgeschäft ist ein Akt, der auf den Eintritt einer Rechtsfolge gerichtet ist und diese Rechtsfolge, soweit von der Rechtsordnung anerkannt, auch herbeiführt. Zum Tatbestand des Rechtsgeschäfts gehören, je nach den rechtlichen Anforderungen, eine oder mehrere Willenserklärungen und gegebenenfalls noch weitere Elemente. 

Relative  Rechte

Relative Rechte sind solche Rechte, die sich nur gegen einzelne Personen richten. Schuldrechtliche Rechte wirken nur zwischen bestimmten Personen, es sind relative Rechte.

Absolute Rechte sind solche Rechte, die sich gegen jeder​mann richten und von jedermann zu beachten sind.

Sittenwidrigkeit eines Rechtsgeschäfts

Ein Rechtsgeschäft ist sittenwidrig, wenn es gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verstößt. 

Scheingeschäft

Ein Scheingeschäft liegt vor, wenn zwar einverständlich der äußere Schein des Abschlusses eines Rechtsgeschäfts hervorgerufen werden soll, die damit verbundenen Rechtsfolgen aber nicht gewollt sind, also der Rechtsbindungswille fehlt.

Stellvertre​tung

Stellvertretung ist die Vornahme eines Rechtsgeschäfts durch einen Dritten im Namen des Vertretenen.
Unternehmer  (§ 14  BGB) 
1. Unternehmer ist eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 
2. Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist eine Personengesellschaft, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen. 
Verbraucher  (§ 13 BGB)   
Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann. 
Verjährung 

Verjährung bedeutet, daß ein Anspruch in Folge Zeitablaufs nicht mehr geltend gemacht werden kann.
Verkehrswesentliche Eigenschaften  (§ 119 Abs.2 BGB)
Verkehrswesentlich ist eine Eigenschaft, wenn sie nach der Verkehrsanschauung für das konkrete Geschäft wesentlich ist.

Verpflichtungen sind 

Rechtsgeschäfte, die ein Schuldverhältnis zum Entstehen bringen und damit ein Recht neu begründen. 
Vertretungsmacht

Die Vertretungsmacht ist das Recht, im Namen den Vertretenen Rechtsgeschäfte vorzunehmen.
Verfügungen sind 

Rechtsgeschäfte, die darauf gerichtet sind, auf ein bereits bestehendes Recht einzuwirken, sei es, das bestehende Recht zu übertragen, zu verändern, zu beenden oder aufzuheben. 
BGH:

Die Verfügung ist ein Rechtsgeschäft, das unmittelbar auf ein bestehendes Recht einwirkt, sei es durch Übertragung, Aufhebung, Inhaltsänderung oder Belastung.

Vertrag

Der Vertrag ist ein Rechtsgeschäft, das aus mindestens zwei übereinstimmenden Willenserklärungen besteht.

Vollmacht  (§ 166 BGB)
Vollmacht ist die durch Rechtsgeschäft erteilte Vertretungsmacht  (Klammerdefinition in § 166 Abs.2 BGB).                           

Vorsatz:     

Vorsatz ist das Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolgs.

Fahrlässig handelt,  wer  "die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt"  (§ 276 Abs. 1 Satz 2 BGB).

Willenserklärung

Begriff der Willenserklärung

Eine Willenserklärung ist die Willensäußerung einer Person, die unmittelbar auf den Eintritt einer privatrechtlichen Rechtsfolge gerichtet ist.
 

Willenserklärung bei fehlendem Erklärungsbewußtsein

“Soweit einem tatsächlichen Verhalten auch ohne ein solches Erklärungsbewußtsein oder ohne einen Rechtsbindungswillen die Wirkungen einer Willenserklärung beigelegt werden geschieht dies zum Schutze des redlichen Rechtsverkehrs und setzt einen Zurechnungsgrund voraus, der nur dann gegeben ist, wenn der sich in mißverständlicher Weise Verhaltende bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen können und vermeiden können, daß die in seinem Verhalten liegende Äußerung nach Treu und Glauben und der Verkehrssitte als Willenserklärung aufgefaßt werden durfte, und wenn der Empfänger sie auch tatsächlich  so verstanden hat.”
Auslegung von Willenserklärungen

Die Willenserklärung ist auszulegen,

wie der Empfänger der empfangsbedürftigen Willenserklärung diese bei objektiver Würdigung aller Umstände und mit Rücksicht auf Treu und Glauben zu verstehen hatte.

Der Empfänger ist nach Treu und Glauben verpflichtet, unter Berücksichtigung aller ihm bekannten Umstände mit gehöriger Aufmerksamkeit zu prüfen, was der Erklärende gemeint hat.
  

Zugang einer Willenserklärung 

Zugegangen ist eine Erklärung, sobald sie derart in den Machtbereich des Adressaten gelangt ist, daß bei Annahme gewöhnlicher Verhältnisse damit zu rechnen ist, er könne von ihr Kenntnis erlangen.
Zubehör versteht man: 

· selbständige bewegliche Sachen, 

· die dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und 

· die zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden räumlichen Verhältnis stehen. 

„Hauptsachen“  können bewegliche Sachen, Grund​stücke und grundstücksgleiche Rechte sein.

Zugang einer Willenserklärung 

Zugegangen ist eine Erklärung, sobald sie derart in den Machtbereich des Adressaten gelangt ist, daß bei Annahme gewöhnlicher Verhältnisse damit zu rechnen ist, er könne von ihr Kenntnis erlangen
.
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